
Neue Justiz 9/79 423

fahrenden Lkw zu überholen. Dabei hatte er eine Sicht von 
210 m. Er beschleunigte sein Fahrzeug auf 85 km/h. Der 
Zeuge B., der den Überholvorgang im Rückspiegel wahr­
nahm und gleichzeitig das sich im Gegenverkehr befind­
liche Sattelschlepperfahrzeug des Zeugen K. erkannte, lei­
tete eine Intervallbremsung ein, um dem Angeklagten das 
Überholen zu ermöglichen.

Das Fahrzeug des Zeugen K. hatte eine Geschwindigkeit 
von etwa 65 km/h und war etwa 170 m entfernt, als das 
im Überholvorgang befindliche Fahrzeug des Angeklagten 
zu sehen war. Um einen frontalen Zusammenstoß zu ver­
meiden, leitete der Zeuge K. eine Vollbremsung ein. Dabei 
brach der Sattelauflieger aus der Spur aus, und das Fahr­
zeug stürzte an der rechten Fahrbahnseite die Böschung 
hinunter. Am Sattelschlepper entstand ein direkter Scha­
den von 46 411 Mark. Durch den Ausfall dieses Spezial­
fahrzeugs verringerte sich die Transportleistung des Be­
triebes um 50 Prozent. Mit anderen Fahrzeugen mußte 
das überwiegend nach Feierabend und an Wochenenden 
ausgeglichen werden. Das Fahrzeug mußte in der Werk­
statt repariert werden, wobei die Ersatzteile in Einzel­
anfertigung hergestellt werden mußten. Der Ausfair dieses 
Spezialfahrzeugs wirkte sich erheblich nachteilig auf die 
Planerfüllung des Betriebes aus.

Auf Grund dieses Sachverhalts verurteilte das Kreis­
gericht den Angeklagten wegen Herbeiführung eines 
schweren Verkehrsunfalls im schweren Fall (Vergehen 
gemäß § 196 Abs. 1, 2 und 3 StGB) zu einer Freiheitsstrafe 
von einem Jahr und entzog ihm die Fahrerlaubnis auf die 
Dauer von drei Jahren. Die Berufung des Angeklagten 
wies das Bezirksgericht als unbegründet zurück.

Gegen das Urteil des Kreisgerichts richtet sich der 
Kassationsantrag des Präsidenten des Obersten Gerichts 
zugunsten des Angeklagten. Er rügt den Schuldausspruch 
und die gröblich unrichtige Strafe.

Der Antrag hatte Erfolg.

Aus der Begründung:
Der von den Instanzgerichten festgestellte Sachverhalt und 
die darauf beruhende rechtliche Beurteilung des Verhal­
tens des Angeklagten als Herbeiführung eines schweren 
Verkehrsunfalls gemäß § 196 Abs. 1 und 2 StGB sind nicht 
zu beanstanden. Sie haben zutreffend die Erfüllung dieses 
Tatbestands in der Alternative der Beschädigung bedeu­
tender Sachwerte bejaht. Der direkte Schaden an dem 
durch den Verkehrsunfall beschädigten Fahrzeug von über 
46 000 M und die richtig festgestellten negativen volks­
wirtschaftlichen Auswirkungen, die durch die Wiederher­
stellung und den Nichteinsatz des Spezialfahrzeugs weiter 
entstanden sind, rechtfertigen diese Bewertung. Diese Ein­
schätzung entspricht der in Abschn. I Ziff. 2.3. des Be­
schlusses des Präsidiums des Obersten Gerichts zu einigen 
Fragen der gerichtlichen Tätigkeit in Verkehrsstrafsachen 
vom 15. März 1978 (NJ 1978, Heft 5, S. 229) und durch 
die Rechtsprechung gegebenen Orientierung.

Bei der Bewertung der Schuld des Angeklagten in 
bezug auf die Herbeiführung des schweren Verkehrsun­
falls gehen die Instanzgerichte zutreffend davon aus, daß 
das Überholen des dem Angeklagten vorausfahrenden 
Fahrzeugs an dieser, ihm als unübersichtlich bekannten 
Stelle eine bewußte Pflichtverletzung gemäß § 17 Abs. 4 
StVO darstellte. Durch dieses Verhalten zwang er den vor 
ihm fahrenden Zeugen B. und den ihm entgegenkommen­
den Zeugen K. zu den festgestellten Reaktionen. Sein 
pflichtwidriges Verhalten war somit ursächlich für das 
folgende Unfallgeschehen.

Dagegen kann den Instanzgerichten nicht gefolgt wer­
den, wenn sie das zweifellos riskante Überholmanöver des 
Angeklagten als eine rücksichtslose Verletzung von Be­
stimmungen zum Schutz von Leben und Gesundheit i. S. 
des § 196 Abs. 3 Ziff. 2 StGB bewerten. Das Bezirksgericht 
verweist zutreffend auf die vom Obersten Gericht gegebene 
Orientierung, wonach ein Überholen trotz Gegenverkehrs 
und an unübersichtlichen Stellen ein rücksichtsloses Ver­
halten darstellen kann. Die Bewertung, ob dies der Fall 
ist, hängt aber stets von der konkreten Verkehrssituation 
ab.

Die Instanzgerichte gehen davon aus, daß der Ange­
klagte, als er den Überholvorgang begann, eine Sicht von 
210 m hatte. Diese war für den Überholvorgang zu kurz. Er 
hatte zu diesem Zeitpunkt den Gegenverkehr zwar noch 
nicht wahrgenommen. Jedoch ist der Vorwurf begründet, 
daß er nicht darauf vertrauen durfte, keinen Gegenver­
kehr zu haben. Die an Ort und Stelle vorgenommene Re­
konstruktion des Unfalls bestätigt die Feststellung, daß 
es zu einem Frontalzusammenstoß zwischen dem Pkw des 
Angeklagten und dem Sattelschlepper des Zeugen K. ge­
kommen wäre, wenn die Zeugen ihre Fahrzeuge nicht 
abgebremst hätten.

Für die Prüfung der Frage aber, ob das zum Ver­
kehrsunfall führende Verhalten rücksichtslos i. S. des § 196 
Abs. 3 Ziff. 2 StGB war, ist entscheidend, ob das Fahr­
verhalten besonders riskant und in so erheblichem Maße 
verantwortungslos war, daß sich darin eine den Grad der 
Schuld erhöhende gesellschaftswidrige Einstellung offen­
bart. Ein solch besonders riskantes und deshalb rück­
sichtsloses Verhalten lag beim Angeklagten jedoch nicht 
vor. Da er beim Einleiten des Überholvorgangs bis zu 
seiner möglichen Sichtweite von 210 m noch keinen Ge­
genverkehr wahrgenommen hatte, glaubte er leichtfertig, 
überholen zu können, ohne andere Verkehrsteilnehmer 
zu gefährden. Ferner ging er davon aus, daß er mit sei­
nem schneller fahrenden Pkw den vor ihm wesentlich 
langsamer fahrenden Lkw, der bei Einleitung des Über- 
holvorgangs eine gleichbleibende Geschwindigkeit von 
40 km/h fuhr, in einer relativ kurzen und dafür ausrei­
chenden Zeit und Fahrstrecke überholen kann. Zwar hatte 
sich der Angeklagte mit seinem Pkw wieder auf die rechte 
Fahrbahn einordnen können, ehe der Sattelschlepper von 
der Fahrbahn abkam. Daß es nicht zu einem Frontalzu­
sammenstoß mit dem Fahrzeug des Zeugen K. kam, ist 
aber nur dem Umstand zu verdanken, daß sowohl der 
sich im Gegenverkehr befindende Sattelschlepper als auch 
das überholte Fahrzeug nach Erkennen der Gefahrensitua­
tion stark abgebremst wurden. Der Angeklagte hat somit 
durch sein pflichtwidriges Verhalten für die anderen Ver­
kehrsteilnehmer eine Gefahrensituation heraufbeschworen. 
Diese Fahrweise unter den genannten Umständen offen­
bart jedoch keine Rücksichtslosigkeit i. S. des schweren 
Falles nach § 196 Abs. 3 Ziff. 2 StGB. Anders wäre das 
Verhalten zu bewerten, wenn er bei der gegebenen Sicht­
weite bereits den Gegenverkehr erkannt, sich aber trotz­
dem zum Überholen entschlossen bzw. den Fahrer des zu 
überholenden oder im Gegenverkehr befindlichen Fahr­
zeugs bewußt zu riskanten Brems- und Ausweichmanö­
vern gezwungen hätte.

Bei zusammenhängender Beurteilung der gesamten 
Umstände, einschließlich der Persönlichkeit des Ange­
klagten, die im wesentlichen positiv eingeschätzt wird, ist 
daher festzustellen, daß sich der Angeklagte aus Undiszi­
pliniertheit und ungefestigtem Verantwortungsbewußtsein 
zu seinem strafbaren Verhalten entschlossen hat. Diese 
Straftat erlangt aber nicht die Schwere, wie sie in § 39 
StGB beschrieben ist. Es bedarf somit nicht des Ausspruchs 
einer Freiheitsstrafe, um ihn zu einem künftig einwand­
freien Verhalten zu erziehen und die Gesellschaft vor der­
artigen Handlungen zu schützen.

In Übereinstimmung mit der Auffassung des Vertre­
ters des Generalstaatsanwalts der DDR war deshalb das 
Urteil des Kreisgerichts im Schuld- und Strafausspruch 
aufzuheben. Der Angeklagte war wegen Herbeiführung 
eines schweren Verkehrsunfalls (Vergehen gemäß § 196 
Abs. 1 und 2 StGB) auf Bewährung zu verurteilen. Die 
Bewährungszeit war auf zwei Jahre festzusetzen und für 
den Fall einer schuldhaften Nichtbewährung eine Frei­
heitsstrafe von einem Jahr anzudrohen. Zusätzlich war 
gemäß § 54 StGB auf den Entzug der Fahrerlaubnis zu 
erkennen. Die Dauer von zwei Jahren entspricht dem er­
heblichen Grad der vom Angeklagten begangenen Pflicht­
verletzung als Führer eines Kraftfahrzeugs.


